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Vorwort

Fiir eine abschlieBende Bewertung der Entwicklung der europiischen Eini-
gung spielt nicht nur das Europaverstindnis des heute geltenden Verfassungs-
rechts eine Rolle. Namentlich im Bereich der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts, aber auch bei der Juristenausbildung oder in der Parla-
mentspraxis ist die Entstehungsgeschichte des Grundgesetzes nach wie vor
von aktueller praktischer Relevanz. Deshalb erschien es keinesfalls nur unter
historischen oder politischen, sondern auch unter juristischen Gesichtspunkten
geboten, die hier bestehende Liicke in der deutschen Verfassungsgeschichte zu
schliefen.

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1996/97 von der Juristi-
schen Fakultit der Eberhard-Karls-Universitit Tiibingen als Dissertation an-
genommen. Sie entstand im wesentlichen wihrend meiner Zeit als wissen-
schaftlicher Angestellter am Institut fiir Rechtswissenschaft der Universitit
Hohenheim. Meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas Opper-
mann, sage ich herzlichen Dank fiir die in jeder Hinsicht fruchtbare und stets
sehr angenechme Zusammenarbeit und Betreuung sowie fiir die Aufnahme
meiner Arbeit in die von ihm herausgegebene Schriftenreihe. Mein ebenso
herzlicher Dank gilt Herrn Prof. Dr. Armin Dittmann, der nicht nur die
Erstellung des Zweitberichtes iibernommen hat, sondern mir auch dariber
hinaus wihrend meiner Zeit in Hohenheim ein in vielfidltiger Hinsicht
gewinnbringender Kritiker und Gespréichspartner war. Dank sagen méchte ich
auch zahlreichen Freunden und Kollegen, die mir in vielen Diskussionen
wertvolle Anregungen gegeben haben. Besonders erwdhnt seien dabei
Andreas Wolfle und Jens Zinke, aber auch Gunther Staib, dessen unermiid-
licher Arbeitseifer auch mich immer wieder befliigelt hat. SchlieBlich danke
ich meiner Verlobten, Stefanie Stingel, die die ganze Zeit iiber meine kritisch-
ste Beobachterin war. Ein besonders herzliches Dankeschon gebiihrt an dieser
Stelle meinen Eltern, ohne deren jahrelange Unterstiitzung die vorliegende
Arbeit wohl nicht geschrieben worden wire.

Die Arbeit befindet sich auf dem Stand vom Sommer 1996. Einige Neu-
erscheinungen, insbesondere die Biographie Carlo Schmids von Petra Weber,
wurden aber vor Drucklegung noch eingearbeitet.

Stuttgart, im Oktober 1997 Markus Bermanseder
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~Deutschland bleibt unser Heimatland, Europa
aber soll unser Vaterland werden.«!

A. Einleitung

I. Gegenstand der Untersuchung

Als Konrad Adenauer am 8. Mai 1949, auf den Tag genau vier Jahre nach
Ende des Zweiten Weltkrieges, diec Annahme des Grundgesetzes in nament-
licher Schlufabstimmung mit 53 gegen 12 Stimmen bekanntgab, war die
Arbeit des Parlamentarischen Rates beendet.

Acht Monate zuvor, am 1. September 1948, hatten sich 65 Delegierte der
westdeutschen Landtage, sowie 5 Vertreter Berlins ohne Stimmrecht, zur
konstituierenden Sitzung des Parlamentarischen Rates in der Piddagogischen
Akademie in Bonn versammelt. Ausgehend vom Auftrag der westlichen Be-
satzungsmichte in den Frankfurter Dokumenten, bestand ihre Aufgabe darin,
eine Verfassung fiir den kiinftigen westdeutschen Staat zu beraten und zu be-
schlieBen. Diese Verfassung sollte die Grundlage fir einen demokratisch
foderativen Staat bilden, der nach den Vorstellungen der Alliierten in be-
wuBter geographischer und politischer Beschrinkung in einen festen
westeuropiischen Rahmen eingebunden werden sollte2.

Das Ergebnis der Arbeit des Parlamentarischen Rates, das Bonner Grund-
gesetz, griff neben einer Reihe sonstiger Neuerungen erstmals einen fiir unser
heutiges Staats- und Politikverstindnis ganz zentralen Gedanken auf. Trotz -
oder vielleicht gerade wegen - der mit der Bildung eines Weststaates einge-
leiteten deutschen Teilung trat es aus einem blof nationalstaatlich ausge-
richteten Denken heraus. Erstmalig in einer deutschen Verfassung? tauchte im

1 Karl Amold (CDU), damals Ministerpréasident von Nordrhein-Westfalen, in einer
an Belgien gerichteten Rede am 17. April 1949; zit. nach: Europa-Archiv 1949, S.
2092.

2 Wernicke/Booms, Der Parlamentarische Rat, Bd. 1, S. XI.

3 Lange, Grundgesetz : Entscheidung fiir die Freiheit, S. 109; von Mangoldt/ Klein,
Das Bonner Grundgesetz, Bd. I, Art. 24, Anm. II 1; Randelzhofer, in: Maunz/Diirig/
Herzog, Grundgesetz, Art. 24 Abs. 1, I. Rn. 1, Stern, Das Staatsrecht der Bundes-
republik Deutschland, Bd. I, § 151 1, S. 517, Streinz, in: Sachs, Grundgesetz, Art. 24,
Rn. 1.

2 Bermanseder



18 A. Einleitung

Grundgesetz explizit die Vorstellung eines "vereinten Europa" auf. Schon in
der Praambel beschrieben die Mitglieder des Parlamentarischen Rates die
Zielsetzung des neu zu griindenden Staates wie folgt : "Von dem Willen
beseelt, seine nationale und staatliche Einheit zu wahren und als gleich-
berechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen,
hat das Deutsche Volk (...) dieses Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land beschlossen." Dariiber hinaus erméglichte Art. 24 Abs. 1 GG in einer,
verglichen mit den Verfassungen der anderen europiischen Staaten?, fiir die
damaligen Verhiltnisse einzigartigen Herabstufung nationaler Souverinitits-
rechte die Ubertragung von Hoheitsrechten auf sog. zwischenstaatliche Ein-
richtungen. Mit Art. 24 Abs. 2 GG schlieBlich wurde eine Regelung
geschaffen, die es dem Bund erlaubte sich zur Herbeifilhrung und Sicherung
einer friedlichen und dauerhaften Ordnung in Europa und anderswo einem
System gegenseitiger kollektiver Sicherheit einzuordnen und zu diesem Zweck
in Beschriankungen seiner Hoheitsrechte einzuwilligen®.

In dieser Verfassungsentscheidung fiir eine ,,offene* Staatlichkeit® lag eine
bewufite Abkehr von der Idee des geschlossenen Nationalstaates und eine

4 Im Jahre 1949 enthielten lediglich die franzésische (in ihrer Praambel) und die
italienische Verfassung (in Art. 11) in etwa vergleichbare Regelungen. Der Wortlaut
der genannten Bestimmung der italienischen Verfassung findet sich bei: Tomuschat, in:
Dolzer/Vogel, Bonner Kommentar, Art. 24, S. 149. Die angesprochene Passage der
Praambel der franzosischen Verfassung ist abgedruckt: ebenda, S. 142. Thr Wortlaut ist
dariiber hinaus unten, in Fn. 257, wiedergegeben.

5 Auch Art. 24 Abs. 2 zihlt zu den Normen, die den ProzeB der europaischen
Einigung unterstutzt haben. Vgl. Randelzhofer, in: Maunz/Diirig/Herzog, Grund-
gesetz, Art. 24 Abs. 2, Rn. 5; Streinz, in: Sachs, Grundgesetz, Art. 24, Rn. 3. Die Vor-
schrift dient vor allem der Intensivierung der militirischen und sicherheitspolitischen
Integration. Auf sie ist etwa die Beteiligung Deutschlands an der Westeuropéischen
Union (WEU) zuriickzufiihren.

Schwarze, Das Grundgesetz und das européische Recht, S. 210, nennt ferner die Art.
32 Abs. 1 und 59 Abs. 2 GG. Auch diese Normen seien von den , Erschaffern® des
Grundgesetzes als sog. ,ergianzende Organisationsnormen™ zur Erfiillung der euro-
péischen Integrationsaufgabe zur Verfugung gestellt worden. Da die Gesetzes-
materialien aber weder im Zusammenhang mit Art. 32, noch mit Art. 59 GG einen
Hinweis darauf enthalten, daf} diese - fiir die Anfinge der Integration Europas spater
zweifellos mit erforderlichen - Artikel auch in den Augen der Mitglieder des Parla-
mentarischen Rates von Bedeutung fiir die europaische Einigung gewesen sein kénnten
(vgl. insoweit: v. Doemming/Fisslein/Matz, JOR NF, Bd. 1, S. 300-305 und S. 413-
416), wird im folgenden auf eine weitergehende Untersuchung beider Normen ver-
zichtet.

6 Dieser Begriff wurde geprégt von Vogel, Die Verfassungsentscheidung des Grund-
gesetzes fiir eine internationale Zusammenarbeit, S. 42 ff. Er ist auf einhelligen Beifall
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Offnung des neuen deutschen Staates, mit welcher der wachsenden inter-
nationalen Interdependenz Rechnung getragen werden sollte. Die Mitglieder
des Parlamentarischen Rates hatten damit die Weichen fiir eine Beteiligung
Deutschlands am Bau des europdischen Hauses gestellt. Insbesondere Art. 24
Abs. 1 GG ging in jeder Hinsicht iiber die traditionellen vélkerrechtlichen
Konstruktionsmoglichkeiten internationaler Zusammenarbeit hinaus’. Er
ermoglichte es, internationale Organisationen mit eigener Hoheitsgewalt zu
schaffen, welche unmittelbar bindende Rechtswirkungen fiir die nationale
Staatsgewalt und deren Staatsangehérige entfalteten®

Heute ist Europa in aller Munde. Binnenmarkt, politische Union, Regie-
rungskonferenz Maastricht II - all dies sind Begriffe, die fiir einen jungen
Deutschen wie selbstverstandlich zum politischen Alltag gehéren. Die Bundes-
republik Deutschland des Jahres 1996 ist fest verankert in der Européischen
Union®. Seit der Griindung der Europiischen Gemeinschaften in den fiinfziger
Jahren haben sich die Beziehungen der Mitgliedstaaten der heutigen Euro-
paischen Union, verglichen mit der ersten Hilfte dieses Jahrhunderts, grund-
legend verdndert. Der damals eingeleitete Prozef des Zusammenwachsens und
der Integration in Europa ist mittlerweile so weit fortgeschritten, daB die
Mehrzahl aller Politik- und Lebensbereiche davon in irgend einer Weise tan-
giert werden!®. In immer stirkerem MaBe und in immer rasanterem Tempo

gestoBen. Vgl. etwa: Ipsen, Europdisches Gemeinschaftsrecht, S. 52; Jarass, in: Ja-
rass/Pieroth, Grundgesetz, Art. 24, Rn. 1, Oppermann, Européische Integration und das
deutsche Grundgesetz, S. 93; Rojahn, in: v.Miinch/Kunig, Grundgesetz, Art. 24, Rn. 1;
Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 15 I 1, S. 516;
Streinz, in: Sachs, Grundgesetz, Art. 24, Rn. 6; Tomuschat, in: Dolzer/Vogel, Bonner
Kommentar, Art. 24, Rn. 3. Zum Begriff der ,,offenen Staatlichkeit™ vgl. jetzt auch die
gleichnamige Festschrift fiur Emst-Wolfgang Bockenforde. Darin finden sich u. a.:
Beutler, Offene Staatlichkeit und européische Integration, S. 109 ff, sowie Enders,
Offene Staatlichkeit unter Souverdnititsvorbehalt - oder: Vom Kampf der Rechts-
ordnungen nach Maastricht, S. 29 ff.

7 yon Simson/ Schwarze, Europaische Integration und Grundgesetz, S. 20; Stemn, Das
Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland, Bd. I, § 15 I 3, S. 518. Ahnlich auch:
Tomuschat, in: Dolzer/Vogel, Bonner Kommentar, Art. 24, Rn. 8.

8 Hiervon hat die Bundesrepublik Deutschland vor allem im Hinblick auf die wirt-
schaftliche Integration in vielfiltiger Weise Gebrauch gemacht. Nur beispielhaft ge-
nannt seien an dieser Stelle neben den Europdischen Gemeinschaften die Europédische
Patentorganisation (EPO) oder die Europaische Kernenergie-Agentur.

9 So auch: Hrbek, Europaische Einigung und Grundgesetz. S. 20.

10 Nach einer Aussage des fritheren Kommissionsprasidenten Delors und des deut-
schen Kommissionsmitgliedes Bangemann waren bereits vor der Unterzeichnung des
Unionsvertrags nahezu 80 % aller Regelungen im Bereich des Wirtschaftsrechts durch

2%



	Vorwort
	Inhalt
	Abkürzungen
	A. Einleitung
	I. Gegenstand der Untersuchung


